
den, könnte in dieser Frage erzieherisch eingewirkt 
werden, abgesehen von den in den LPG selbst durch­
zuführenden Justizveranstaltungen und Sprechstunden.

Ferner konnten wir feststellen, daß viele Brigadiere 
und Traktoristen der MTS mit Vorliebe bei Großbauern 
arbeiten, weil sie dort noch nebenbei Zuwendungen in 
Form von Trinkgeldern oder Naturalien erhalten.

Der Kommission ist ein Fall bekannt geworden, in 
dem einige LPG-Mitglieder ihren Austritt aus der LPG 
erklärt hatten, weil sie infolge einer formalen Berech­
nung der Arbeitseinheiten, bei der das Leistungsprinzip 
vernachlässigt wurde, ungünstig bezahlt wurden. Hier 
hat der Kreisstäatsanwalt sofort eine Versammlung 
dieser Bauern einberufen, und es ist ihm gelungen, 
einen Teil von ihnen zur Rücknahme ihrer Austritts­
erklärung zu bewegen. Darüber hinaus hat der Kreis­
staatsanwalt durch schriftliche Hinweise an den Vor­
sitzenden der LPG und an den Rat des Kreises auf die 
Statutenverletzung hingewiesen. Hier zeigt sich, daß 
durch schnelles operatives Arbeiten und durch gute Zu­
sammenarbeit mit den Verwaltungsorganen Schädigun­
gen unserer Entwicklung verhindert werden können.

Das Statut der LPG wurde in einem Falle dadurch 
verletzt, daß die Mitglieder zur individuellen Nutzung 
an Stelle von 0,5 ha bis zu 2 ha Land erhielten; sie 
konnten dadurch mehr freie Spitzen abliefern. Während 
der Haupterntezeit setzten diese Bauern ihre Arbeits­
kraft zuerst auf der individuellen Wirtschaft ein, wäh­
rend der LPG Arbeitskräfte fehlten. Es ist also not­
wendig, bei den Besuchen von LPG der Einhaltung des 
Statutes mehr Beachtung zu schenken. Auch die Zusam­
menarbeit mit der Abt. Landwirtschaft der Räte der 
Kreise muß besser werden, damit Verletzungen der Sta­
tuten schneller erkannt und beseitigt werden können.

In zwei ländlichen Kreisen haben die Kreisgerichte 
in diesem Jahr noch kein einziges Verfahren wegen 
böswilliger Nichtablieferung durchgeführt, und auch die 
Räte dieser Kreise haben nicht einen einzigen Ord­
nungsstrafbescheid erlassen, obwohl alle Gemeinden ihr 
Soll in tierischen und pflanzlichen Erzeugnissen nicht 
voll erfüllt haben. Erst jetzt sind einige Ermittlungsver­

fahren eingeleitet worden. Das zwingt zu der Fest­
stellung, daß die Räte der Kreise, die Bürgermeister und 
die Erfasser noch keinen genügenden Überblick darüber 
haben, wo böswillige Nichtablieferer vorhanden sind, 
oder daß sie vor Maßnahmen zurückweichen.

In Zukunft muß die erst vor kurzem vom Bezirks­
staatsanwalt angeordnete Überprüfung der Ordnungs­
strafbescheide durch den Kreisstaatsanwalt nicht nur im 
Hinblick auf die Angemessenheit der Ordnungsstraf­
bescheide durchgeführt werden, sondern auch im Hin­
blick auf eine unzulängliche Ermittlung der Straffällig­
keit.

In einem Kreise haben die MTS hohe Beträge, die sie 
zu erhalten hatten, wegen schlechter Buchführung und 
schlechter Arbeitsorganisation nicht rechtzeitig einge­
zogen, so daß inzwischen Verjährung eingetreten ist. Es 
muß auf die Patenbetriebe eingewirkt werden, daß sie 
die MTS besonders durch eine Qualifizierung der Buch­
halter unterstützen, um derartige Verluste in Zukunft 
zu vermeiden.

Die politische Massenarbeit muß stärker als bisher 
auf die örtlichen Probleme zugeschnitten sein. Jeder 
Richter und Staatsanwalt, der Veranstaltungen auf dem 
Lande durchführt, muß mit den rechtlichen Problemen 
der Landwirtschaft und den entsprechenden Beschlüssen 
von Partei und Regierung noch besser vertraut sein, 
damit er die Schwerpunkte in seinem Kreise erkennen 
kann.

Zu welchen hinterhältigen Methoden der Klassen­
feind bei seinem Versuch, die sozialistische Entwick­
lung auf dem Lande zu hemmen, greift, offenbarte sich 
im Kreis Angermünde, wo eine Westberliner Wahr­
sagerin einem LPG-Mitglied den Untergang dieser LPG 
noch in diesem Jahre prophezeit hatte.

Hieraus ist ersichtlich, wie wichtig die ideologische 
und kulturelle Aufklärungsarbeit auch auf dem Lande 
ist.

FRITZ PAULUHN,
Oberinstrukteur bei der Justizverwaltungsstelle 

im Bezirk Frankfurt (Oder)

Die Verantwortlichkeit für Verkehrsverbrechen im sowjetischen Strafrecht
Am 29. November 1955 sprach Prof. A l e x e j e w  zum 

Abschluß des Monats der deutsch-sowjetischen Freund­
schaft im Ministerium der Justiz über die Verantwort­
lichkeit für Verbrechen, die die normale Tätigkeit des 
sowjetischen Transportweges stören. Da auch in der 
Deutschen Demokratischen Republik Kammern und 
Senate für Verkehrssachen bestehen, die u. a. die Auf­
gabe haben, die Transportverbrechen zu bekämpfen, 
war es außerordentlich wichtig und interessant, den 
Stand der Gesetzgebung und die Rechtsprechung in der 
UdSSR auf diesem Gebiete kennenzulernen.

Prof. Alexejew ging aus von der besonders großen 
Bedeutung der reibungslosen Tätigkeit des Transport­
wesens für die Sowjetunion, deren Territorium ein 
Sechstel der Erde einnimmt, und begründete, daß der 
Kampf gegen verbrecherische Anschläge auf die nor­
male Verkehrstätigkeit, die Gewährleistung der Ver­
kehrssicherheit in der UdSSR eine wichtige staatliche 
Aufgabe darstellt.

Die normale Verkehrstätigkeit wird gesichert durch 
die sozialistische Organisation der Arbeit, die breite 
Entfaltung fortschrittlicher Arbeitsmethoden, die Aus­
nützung der mächtigen modernen Technik, die Sorge 
um die materiellen Lebensverhältnisse der Verkehrs­
angestellten, die Festigung der Einzelleitung und die 
Durchführung der politisch-erzieherischen Arbeit.

Die erfolgreiche Lösung der Aufgaben der weiteren 
Entwicklung und Verbesserung der Verkehrstätigkeit 
setzt den entschiedenen Kampf gegen alle gesellschafts- 
gefährlichen Handlungen, gegen Verbrechen, die einen 
Angriff auf die normale Verkehrstätigkeit darstellen, 
voraus.

Sehr aufschlußreich und interessant waren die Aus­
führungen Prof. Alexejews über die Aufgaben der 
Verkehrsstaatsanwaltschaften und Verkehrsgerichte, 
die im System der Staatsanwaltschafts- und Gerichts­
organe in der UdSSR bestehen. Die sog. Liniengerichte

in der UdSSR sind im Gegensatz zu den bei uns be­
stehenden Kammern und Senaten für Verkehrssachen 
nur für Eisenbahnen und Schiffahrtswege zuständig, 
nicht aber für Verbrechen, die mit dem Kraftverkehr 
Zusammenhängen.

Nach der Strafgesetzgebung der RSFSR gehören zu 
den Transportverbrechen die vorsätzliche Zerstörung 
oder Beschädigung von Verkehrswegen, die Verletzung 
der Arbeitsdisziplin durch Angestellte des Transport­
wesens, die Verletzung der verbindlichen Direktiven 
über den Schutz der Verkehrsordnung, das grundlose 
Anhalten von Eisenbahnzügen und die Verletzung be­
sonderer Vorschriften über den Schiffsbetrieb.

Ausführlich stellte Prof. Alexejew die besondere Not­
wendigkeit der strengsten Einhaltung der Arbeitsdiszi­
plin zur Gewährleistung des reibungslosen und sicheren 
Ablaufs der Tätigkeit des Transportwesens heraus und 
betonte, daß der Staat einen entschiedenen Kampf füh­
ren muß gegen die geringe Anzahl von Angestellten, 
die in ihrem Bewußtsein die Überbleibsel des Kapita­
lismus noch nicht überwunden haben und noch Zer­
fahrenheit und Undiszipliniertheit in der Arbeit zeigen. 
Er stellte das System der prophylaktischen Arbeit dar, 
das mit der Bekämpfung dieser Art von Verbrechen 
zusammenhängt und sagte zur Fage der richtigen Ab­
grenzung zwischen disziplinarischen und gerichtlichen 
Strafmaßnahmen — einer Frage, die auch in unserer 
Praxis eine Rolle spielt —, daß eine gerichtliche Be­
strafung nur in den Fällen verbrecherischer Verletzung 
der Arbeitsdisziplin erfolgt, in denen schwere Folgen 
eingetreten sind oder aber die reale Möglichkeit des 
Eintritts schwerer Folgen bestand, wie sie in Art. 59 
Ziff. 3c StGB RSFSR aufgezählt sind.

Spezielle Straftatbestände für die Bestrafung von 
Privatpersonen, die die Verkehrsvorschriften verletzen, 
gibt es nicht. Je nach den Umständen werden die Schul­
digen in solchen Fällen nach den entsprechenden Ar-
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